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Einleitung 

A. Einführung in die Thematik 

Alle einstmals sozialistischen Staaten Mittel- und Osteuropas haben das Ziel, 
sich in demokratische Rechtsstaaten zu transformieren.  Dieser Prozess der Umge-
staltung der Staats- und Rechtsordnungen der mittel- und osteuropäischen Staaten 
in demokratische Rechtsstaaten ist nicht abgeschlossen. Zwar sind schon einige 
Staaten in ihrem Transformationsprozess derart fortgeschritten, dass sie wesent-
liche Voraussetzungen eines demokratischen Rechtsstaates erfüllen, jedoch be-
stehen selbst bei diesen am weitesten fortgeschrittenen  Ländern Defizite in einzel-
nen Bereichen. Viele der ehemals sozialistischen Staaten werden derzeit den An-
sprüchen an einen demokratischen Rechtsstaat nicht gerecht. Die vorliegende Ar-
beit versucht, die Transformation  in demokratische Rechtsstaaten zu analysieren 
und theoretisch zu rekonstruieren. Dabei wird der Ausgangslage und dem eigent-
lichen Prozess der Umgestaltung besondere Aufmerksamkeit  geschenkt. 

Als Ausgangspunkt der Transformation  soll die These dienen, dass die sozialisti-
schen Staaten Unrechtsstaaten waren. Der Begriff  des Unrechtsstaates ist ein 
moderner Ausdruck nicht nur der Rechts- und Staatsphilosophie. Im Gegensatz 
zum Rechtsstaatsbegriff  ist der Begriff  des Unrechtsstaates jedoch keine primär 
rechtliche, sondern eher eine philosophische und eine politische Kategorie. Wohl 
gerade aus dieser Tatsache hat der Begriff  des Unrechtsstaates seine ungewöhn-
liche Attraktivität und Anziehungskraft  gewonnen. Folglich haben zahlreiche 
populäre, mitunter polemische und zuweilen politisch instrumentalisierte Beiträge 
Eingang in die Diskussion um den Unrechtsstaat gefunden. Zur rationalen Rekon-
struktion des Begriffs  und seiner Bedeutung haben diese Abhandlungen jedoch 
wenig beigetragen. Dabei ist Rationalität im Sprachgebrauch, im Sinne von Ein-
deutigkeit und inhaltlicher Konsistenz, nicht nur eine politische Forderung, son-
dern auch für die Wissenschaft unentbehrlich, da sie wissenschaftlichen Sprach-
gebrauch erst ermöglicht und Konfusionen begegnet, die wiederum politisch miss-
braucht werden können. 

In der hier vorgestellten Typologie bildet der demokratische Rechtsstaat das 
Gegenkonzept zum Unrechtsstaat. Der systemimmanente Unrechtscharakter des 
Unrechtsstaates folgt nicht aus der tatsächlichen Begehung von Unrecht, sondern 
aus der relativ hohen Wahrscheinlichkeit des Auftretens von staatlichem Unrecht. 
Die hohe Chance der Begehung von Unrecht wiederum ergibt sich aus dem Feh-
len des formal-material qualifizierten prozeduralen Legitimitätsmodells, d. h. aus 
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dem Fehlen der Merkmale der Legitimität und der Legalität, in der Staats- und 
Rechtsordnung des Unrechtsstaates. Bezogen auf dieses im demokratischen 
Rechtsstaat vorhandenen Modells, zeigt sich der Charakter des Unrechtsstaates in 
der fehlenden Anpassung an den europäisch-atlantischen Kulturstandard. Der Un-
rechtsstaatscharakter folgt also nicht allein aus der Illegitimität des Systems oder 
aufgrund der Tatsache, dass der Staat rechtsstaatlichen Standards nicht gerecht 
wird. Auch lässt sich der Unrechtsstaat nicht auf die fehlende Gewährleistung von 
elementaren Grundrechten reduzieren. Vielmehr zeichnet sich der Unrechtsstaat 
durch das negative Zusammenspiel all dieser Elemente aus. 

Der demokratische Rechtsstaat als positiv bewerteter Gegensatz zum Unrechts-
staat soll keine Unfehlbarkeit  des demokratischen Rechtsstaates implizieren. Zum 
einen existiert kein Staat, der der „Gefahr einer Perversion zum Unrechtsstaat ent-
rückt"1 wäre. Zum anderen gibt es keinen wahren, allseits gerechten, einzig rich-
tigen Staat. Auch der demokratische Rechtsstaat kann kein solcher Staat sein.2 In 
der Anerkennung der eigenen Unzulänglichkeit liegt gerade ein Unterschied zwi-
schen demokratischem Rechtsstaat und Unrechtsstaat. Der demokratische Rechts-
staat stellt sich strukturell auf das eigene (potenzielle) Unrecht ein, indem er effek-
tive Verfahren  vorhält, mit denen staatlichem Unrecht begegnet werden soll. Aus 
diesem Grund bindet der demokratische Rechtsstaat die Ausübung der Staatsmacht 
in ein System der Machtkontrolle ein.3 Im demokratischen Rechtsstaat ist folglich 
Unrecht im Staat zwar möglich, allerdings erheblich weniger wahrscheinlich als 
im Unrechtsstaat. Denn im Unrechtsstaat sind die Herrschenden von der Richtig-
keit und Gerechtigkeit ihres Handelns überzeugt. Der Unrechtsstaat wähnt sich 
nach seinem Selbstverständnis immer im Recht.4 Der Unrechtsstaat anerkennt nur 
eine Gerechtigkeit und eine Wahrheit, wohingegen der demokratische Rechtsstaat 
mehrere Gerechtigkeitsprogramme und verschiedene Wahrheiten gelten lässt.5 

Reine Staatstypen von demokratischen Rechtsstaaten und von Unrechtsstaaten 
existieren nur in der Theorie, in der Praxis gibt es sie nicht. Folglich muss es im 
sozialistischen Staat nicht nur staatliches Unrecht gegeben haben, selbst wenn die-
ser Staat als „Unrechtsstaat" bezeichnet werden sollte. So ist im Unrechtsstaat 
selbstverständlich Recht möglich. Spiegelbildlich hierzu ist nicht zu bezweifeln, 
dass auch im demokratischen Rechtsstaat staatliches Unrecht möglich ist.6 Der 

1 Arthur  Kaufmann , Das Widerstandsrecht in Geschichte und Grundgesetz, in: ders., Vom 
Ungehorsam gegen die Obrigkeit, 1991, S. 44. 

2 Vgl.: Werner  Krawietz,  Recht ohne Staat, in: Rechtstheorie 24, 1993, S. 127. 
3 Peter  Schneider , Rechtsstaat und Unrechtsstaat, in: Kritische Vierteljahreszeitschrift  für 

Gesetzgebung, 1996, S. 18. 
4 Vgl.: Erhard  Denninger , Grenzen und Gefährdungen des Rechtsstaats, in: Rechtstheorie 

24,1993, S. 8. 
5 Thomas  Kreuder , Rechtsstaat und Unrechtsregime, in: Heiner Noske (Hrsg.), Der 

Rechtsstaat am Ende?, 1995, S. 44. 
6 Insofern drückt sich Wassermann  missverständlich aus, wenn er Unrecht im Rechtsstaat 

als „Zufallsprodukt" bezeichnet. Rudolf  Wassermann , Wieviel Unrecht macht einen Staat 
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demokratische Rechtsstaat stellt sich jedoch auf die Begehung von Unrecht ein 
und versucht deshalb, etwaige Unrechtsfolgen zu minimieren.7 Erst recht bedeutet 
die Charakterisierung eines Staates als Unrechtsstaat nicht, dass dort allein Willkür 
und Terror8 herrschten.9 Zwar wird man jeden Terrorstaat als Unrechtsstaat be-
zeichnen können, jedoch ist nicht jeder Unrechtsstaat gleichzeitig ein Terrorstaat. 
Der Unrechtsstaat kennt verschiedene Stadien des Terrors und unterschiedliche 
Grade totalitärer Herrschaft.  Durch die Bildung des Gegenbegriffspaares  „Un-
rechtsstaat" einerseits und „demokratischer Rechtsstaat" andererseits wird es mög-
lich, diese Gradualisierungen zwischen den Staatsformen aufzunehmen. 

Ein häufig genannter Einwand gegen die Anwendung des Begriffs  des Unrechts-
staates auf die Länder mit sozialistischer Staats- und Rechtsordnung ist, dass damit 
eine Gleichsetzung von nationalsozialistischem und sozialistischem System be-
wirkt werde, was zu dem teilweise intendierten Resultat führe, dass die Verbrechen 
des deutschen Nationalsozialismus verharmlost werden.10 Wenngleich an dieser 
Stelle nicht ausführlich auf die Diskussion um die Wesensgleichheit von Sozia-
lismus und Nationalsozialismus eingegangen werden soll, ist hierzu bereits jetzt 
Folgendes zu sagen. Es gibt eine Reihe von Gleichheiten und Unterschieden zwi-
schen beiden Systemen, auf die zum Teil in der Arbeit eingegangen wird. Gleich-
wohl scheint selbst ohne Beantwortung dieser komplexen Frage eindeutig, dass 
Unrecht unteilbar ist. „Ein Mord wird nicht durch den Verweis auf den Mord eines 
anderen relativiert."11 Moralisches Unrecht kann weder gegen- noch miteinander 
aufgerechnet werden. Nicht jeder Unrechtsstaat begeht gleich großes Unrecht. Es 

zum Unrechtsstaat?, in: NJW 50, 1997, S. 2153. Abstrakt besehen ist es kein Zufall, dass im 
demokratischen Rechtsstaat Unrecht geschieht. 

7 Rzepka  verweist darauf, dass sich die Ungerechtigkeit aus dem Wesen einer Rechts-
ordnung ergibt. Bestimmte, der Rechtsordnung immanente Eigenschaften (wie z. B. Lücken-
haftigkeit, Abstraktion, Differenz  von Wirklichkeit und Norm) stehen einer „Gerechtigkeits-
automatik" im Wege. Walter  Rzepka,  Unrecht durch gerechte Gesetze, in: BayVBl, 1995, 
S. 290 f. 

8 Vgl. zum kommunistischen Terror: Stéphane Courtois /Nicolas  Werth/Jean-Louis 
Panné/Andrzej  Paczkowski/Karel  Bartosek/Jean-Louis  Margolin  (Hrsg.), Das Schwarz-
buch des Kommunismus. Unterdrückung, Verbrechen und Terror, 1997 (franz.),  1999; Martin 
Pabst,  Staatsterrorismus. Theorie und Praxis kommunistischer Herrschaft,  1997. 

9 „Das Totalitäre zeigt sich nicht erst im Terror; dieser ist nur die letzte Konsequenz." Erk 
Volkmar  Heyen,  Totalitäre Aspekte des Verwaltungsbegriffs  im Dritten Reich und in der 
DDR, in: ders., Die öffentliche  Verwaltung im totalitären System, 1998, S. 238. Siehe auch: 
Thomas  Kreuder,  Rechtsstaat, Unrechtsstaat und politische Kultur individueller Vergangen-
heit, in: Thomas Kreuder (Hrsg.), Der orientierungslose Leviathan, 1992, S. 68. 

1 0 So: Udo  Reifner,  Institutionen des faschistischen Rechtssystems, in: Udo Reifner 
(Hrsg.), Das Recht des Unrechtsstaates, 1981, S. 19; Ingo Müller,  Die DDR - ein „Unrechts-
staat"?, in: NJ, 1992, S. 282; Volkmar  Schöneburg,  Recht im nazifaschistischen und im „real-
sozialistischen" deutschen Staat - Diskontinuitäten und Kontinuitäten, in: NJ, 1992, S. 50, 
Anm. 9. 

11 Eckhard  Jessey Die Wechselbeziehungen der beiden Großtotalitarismen im 20. Jahrhun-
dert, in: Achim Siegel (Hrsg.), Totalitarismustheorien nach dem Ende des Kommunismus, 
1998, S. 141. 


